
den Stromlieferungen nach Frankreich nicht um Reparationszahlungen, sondern um
normale, vertraglich geregelte Exporte handelte23

. Inhalt und teilweise Ton der Ent¬
scheidungen der französischen Administration ließen allerdings keine Zweifel offen,
wie die Machtverhältnisse seinerzeit gelagert waren. Nach 1945 überwog deutlich das
französische Versorgungsinteresse24 , eine Parallele zur Entwicklung des Landes Raden
nach 1945 unter französischer Herrschaft25 .
Auch die Lieferungen an die Pfalzwerke erfolgten nicht zu einem einträglichen Preis
für die VSE. Da diese Stromabgabe ursprünglich nur für kurze Zeit gedacht war, wären
die geringeren Einnahmen zu verkraften gewesen. Anhaltender Kohlemangel in den
Jahren 1946 und 1947 veranlaßte die Militärregierung jedoch, das völlig unwirtschaft¬
lich arbeitende Kraftwerk Homburg weitgehend stillzulegen und lediglich zur Erzeu¬
gung von Spitzenstrom bereitzuhalten26 . Die übrigen saarländischen Kraftwerke wur¬
den als Ersatz dafür verstärkt zur Deckung des Energiebedarfs der Pfalz herangezogen.
34,4% der gesamten nutzbaren Abgabe der VSE gingen 1945 an die Pfalzwerke, 1946
und 1947 waren es 8% bzw. 14,4% (vgl. Tab. 48). Zusammen mit den Exporten nach
Frankreich, die 1949 ihrMaximum erreichten, betrug der Anteil der VSE-Lieferungen
an Nachbargebiete in den Jahren 1945 bis 1948 teilweise über 70%, so daß die Abgabe
im eigenen Gebiet immer schärfer kontingentiert werden mußte und das ursprünglich
erwünschte Exportgeschäft ins Gegenteil umschlug.
Einen weiteren Rückschlag erlitt die VSE in ihren Bemühungen, ihre wirtschaftlichen
Verhältnisse zu konsolidieren, mit der Unterstellung des KraftwerkesWehrden unter
Sequester am 20.03.194627

. Mehrfache Hinweise auf die 75%ige Beteiligung der öffent¬
lichen Hand anWehrden durch die Aktionäre VSE, Stadt und Landkreis Saarbrücken
sowie den Kreis Saarlouis fruchteten bei der Militärbehörde nichts, sie zeigte keinerlei
Reaktion. In direkten Verhandlungen stellte sich schließlich heraus, daß das Kraftwerk
Wehrden in der Annahme, es sei ein Röchling-eigenes Hüttenkraftwerk, irrtümlich se¬

questriert worden war28 . Aber auch dieses Eingeständnis änderte am Festhalten der
Zwangsverwaltung bis in das Jahr 1953 hinein nichts. Wehrden war der einzige Fall,
in dem ein zum überwiegenden Teil im Eigentum der öffentlichen Hand befindliches
Unternehmen unter Sequester verblieb. Im Herbst des Jahres 1946 erfolgte die Verhaf¬
tung des VSE-Vorstandsmitgliedes Dr. Rodenhauser, der in seiner Hauptfunktion Ge¬
neraldirektor der Röchlingwerke in Völklingen war.Wilhelm Rodenhauser hatte sich
unermüdlich um die Wiederingangsetzung des Kraftwerkes Wehrden bemüht und
stand zum Zeitpunkt seiner Verhaftung in intensiven Verhandlungen mit Vertretern
der Regie des Mines über maßvollere Erhöhungen der Kohlenpreise, die — in Verbin¬
dung mit den angeführten geringen kWh-Erlösen (vgl. Tab. 50) — bei allen saarländi¬
schen Energieversorgungsunternehmen auf die Kostenstruktur drückten. Strompreis¬
erhöhungen als Ausgleich waren von der Militärregierung generell unterbunden wor¬
den. Rodenhauser wurde jede weitere Tätigkeit im Saarland untersagt. Er wurde des

23 Ebd., 26.04.1946.
24 Hellwig (1954), S. 86; Barthel (1978), S. 146.
25 Vgl. Läufer (1979), S. 176f.
26 Am 13.01.1946 wurde neben dem KraftwerkHomburg auch das GroßkraftwerkMannheim

stillgelegt, um Kohle einzusparen, LA Sbr. MW 584, 28.06.1946.
27 Ebd. MW 583, 22.10.1948.
28 Ebd. MW 583, Bericht v. 06.10.1951.
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